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VORWORT
Liebe Genossin, lieber Genosse,
diese Woche haben wir mit dem Gedenken an das Ende des 2. Weltkrieges vor 60 Jahren begonnen. Ein breites Bündnis vieler gesellschaftlicher Kräfte hat verhindert, das dieser Tag von reaktionären Kräften umgedeutet wird. Die Gesellschaft hat ihr Bekenntnis zur Demokratie eindrucksvoll am 7. und 8. Mai am Brandenburger Tor gezeigt.

Und sechzig Jahre nach dem Ende des 2. Weltkrieges haben wir im Bundestag mit der Ratifizierung der EU-Verfassung die Weichen für die Vertiefung des europäischen Einigungsprozesses gestellt. Franz Müntefering würdigte in seiner Rede die geplante EU-Verfassung als „Kompass“ für das Zusammenleben der europäischen Völker. 

Ein frohes Pfingstfest

wünscht

Eure Petra Ernstberger




TOPTHEMA
Eine Verfassung für Europa

Am 12. Mai hat der Deutsche Bundestag die EU-Verfassung ratifiziert. In namentlicher Abstimmung hat die überwältigende Mehrheit der Abgeordneten im Bundestag nach 2./3. Lesung dem Gesetz zum Vertrag über eine Verfassung für Europa (Drs. 15/4900, 15/4939, 15/5491) zugestimmt. Nun muss noch der Bundesrat zustimmen. Er wird sich am 27. Mai mit der Verfassung beschäftigen.

Verfassung der Werte

Franz Müntefering würdigte in seiner Rede die geplante EU-Verfassung als „Kompass“ für das Zusammenleben der europäischen Völker. Eine Verfassung zu beschließen heiße, „Grundwerte zu benennen und sich Regeln zu geben“, sagte er in der Schlussdebatte des Bundestages über die Ratifizierung des Vertragswerkes.

Soziale Rechte fest verankert

Mit der EU-Verfassung wird weder das Ende der sozialen Marktwirtschaft eingeläutet, noch entfällt jegliche Sozialbindung des Eigentums. Gerade soziale Aspekte sind an zentralen Stellen der Europäischen Verfassung verankert. In ihren gemeinsamen Zielen, die der Verfassung übergeordnet sind, verpflichtet sich die Union zu einer sozialen Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt. Sie verpflichtet sich weiterhin, soziale Ausgrenzung und Diskriminierung zu bekämpfen sowie soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz zu fördern. Auch in der EU-Charta der Grundrechte, die integraler Bestandteil der EU-Verfassung ist, spielen die sozialen Rechte eine zentrale Rolle.

Stärkung nationaler Parlamente

Kritiker beklagen, die EU-Verfassung sei undemokratisch und entziehe den nationalen Parlamenten Kompetenzen. Es würde ein europäischer Superstaat entstehen. Die geplante EU-Verfassung führt aber zu einer Erweiterung der Mitsprachemöglichkeiten der nationalen Parlamente und damit des Bundestages bei der Brüsseler und Straßburger Gesetzgebung.

Die neue Konstitution sieht vor, dass nationale Parlamente unter gewissen Voraussetzungen gegen die Verletzung des Subsidiaritätsprinzips durch Brüssel klagen können. In der Verfassung wird zudem ein „Frühwarnsystem" institutionell verankert: Die Pflicht zur rechtzeitigen Information der Volksvertretungen in den Mitgliedstaaten über geplante EU-Gesetze erlaubt es den nationalen Abgeordneten, besser als bislang bei der Ausarbeitung von EU-Richtlinien mitzubestimmen.

Gemeinsamer Antrag aller Fraktionen

Abschließend beraten wurden auch ein Gesetzentwurf von SPD und Grünen über die „Ausweitung und Stärkung der Rechte des Bundestages und des Bundesrates in EU-Angelegenheiten“ (Drs. 15/4925) und ein gemeinsamer Entschließungsantrag aller Fraktionen (Drs. 15/5493). Damit sollen die Voraussetzungen geschaffen werden, damit der Bundestag seine Mitwirkungsmöglichkeiten in EU-Angelegenheiten effektiv wahrnehmen kann. 

Die Rechte des Deutschen Bundestages in EU-Angelegenheiten sollen gestärkt und ausgeweitet werden. Maßgeblich geht es um die Kontrolle der Subsidiarität („Brüssel regelt nur das, was dort besser als in den Mitgliedstaaten, Regionen oder Kommunen geregelt werden kann“). Dazu muss sich der Bundestag aber sorgfältig, umfassend und frühzeitig in die europapolitischen Entscheidungsprozesse einbringen. Noch in diesem Jahr wird deshalb ein Informationsbüro des Bundestages bei der EU in Brüssel eingerichtet.

Festschreibung der Rechte

Unter Einbeziehung aller Fraktionen konnten bisherige Kontroversen über die Rechte von Bundestag und Bundesrat ausgeräumt werden. Schwerpunkt der Anträge war die Ausformulierung der neuen Rechte zur Subsidiaritätsrüge, zur Subsidiaritätsklage und zur so genannten „Passerelle" oder Brückenklausel, die einen Einspruch bei bestimmten Initiativen des Europäischen Rates erlaubt.

Mehr zum Thema: www.spdfraktion.de




AKTUELLE STUNDE
Neuer Zahlungstermin für Sozialversicherungsbeiträge 

Für Mittwoch hatte die CDU/CSU-Fraktion eine Aktuelle Stunde zum geplanten Vorziehen des Zahlungstermins für die Sozialversicherungsbeiträge beantragt. Anlass war die Ankündigung von Sozialministerin Ulla Schmidt, ab 2006 den Fälligkeitstermin der Beiträge zur Sozialversicherung vorzuverlegen. 

Die Arbeitgeber sollen die Sozialversicherungsbeiträge dann zeitgleich zur Auszahlung von Löhnen und Gehältern am Monatsende und nicht mehr wie bislang zwei Wochen später abführen. Damit verzichten die Unternehmen auf einen Zinsvorteil von rund 400 Mio. Euro, während die Sozialversicherung einen Spielraum von 20 Mrd. Euro erhält. 

Wahlkampfauftritt der Union

Die Union warf der Bundesregierung in der Debatte eine Rentennotoperation zu Lasten des Mittelstands vor. Ihr Parlamentarischer Geschäftsführer Kauder verzichtete ganz auf Ausführungen zur Rentenfinanzierung und nutzte stattdessen seine Redezeit für einen Wahlkampfauftritt zum Thema Arbeitsmarktpolitik. 

Ulla Schmidt verteidigte ihr Vorgehen als einzig möglichen Weg, sowohl den Beitragssatz für die Rentenversicherung bei 19,5% als auch die Renten stabil zu halten. Man werde nicht zulassen, alle Belastungen immer nur Beschäftigten und Rentnern zuzumuten. 

Erika Lotz und Peter Dreßen unterstützten die Ministerin und mahnten Alternativvorschläge der Union an. Diese könnten nämlich nur Beitragssteigerungen oder Rentenkürzungen heißen. Nach Beschlüssen von CDU und CSU, so Ulla Schmidt, würden die Renten sogar um 10% gekürzt. Gudrun Schaich-Walch brachte es auf den Punkt: Ziel der Opposition sei es, den alten Menschen Angst zu machen. 




AKTUELLE STUNDE
FDP gegen Gewerkschaften

Auf Antrag der SPD war die „Kritik des FDP-Vorsitzenden an Gewerkschaftsfunktionären“ Thema der Aktuellen Stunde am Donnerstag.

Ausschlaggebend war Guido Westerwelles Diffamierung gegenüber Gewerkschaftsfunktionären, „sie seien die wahre Plage für Deutschland“ und „Verräter von Arbeitnehmerinteressen“. 

In der Debatte erneuerte Westerwelle seine Angriffe gegen die Gewerkschaften und kritisierte die zunehmende Fremdbestimmung in den Betrieben durch Gewerkschaftsfunktionäre.

Verfassungsmäßige Grundlage der Gewerkschaften

SPD-Generalsekretär Klaus Uwe Benneter warf Westerwelle daraufhin „antidemokratischen Populismus“ vor. Und Rainer Wend (SPD) unterstrich in der Debatte die verfassungsrechtliche Grundlage von Interessensvertretungen: Ein Infragestellen der Gewerkschaften, bedeute ein Infragestellen der Verfassung. Staatssekretär Ditmar Staffelt betonte, dass die Gewerkschaften zu flexiblen Tarifabschlüssen bereit seien. Für Bündnis 90/Die Grünen erklärte Markus Kurth, dass der Flächentarifvertrag auch für die Arbeitgeberseite Sicherheit und Planbarkeit bedeute. 

Die Union: Zwischen den Stühlen

Selbst die Union versuchte, sich gewerkschaftsnah zu präsentieren. Mit einer eindeutigen Positionierung hielten ihre Vertreter sich jedoch zurück. Der Unionspolitiker Gerald Weiß machte auf die wenigen Streiktage in Deutschland aufmerksam. Diese seien dank der Gewerkschaften im europäischen Vergleich sehr gering. Der CDU-Abgeordnete Karl-Josef Laumann nahm Gewerkschaftsfunktionäre in Schutz, Verbände ohne Funktionäre seien nicht denkbar, schließlich könne man auch nicht die Aussage machen: „Die FDP sei ganz nett, aber ihre Funktionäre...“.



ARBEIT
Ausweitung des Entsendegesetzes

Billiglöhne, Scheinselbstständigkeit und illegale Beschäftigung führen zu unfairen Arbeitsbedingungen. Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das in wesentlichen Teilen bislang auf den Baubereich beschränkt ist, soll daher künftig auf alle Branchen ausgedehnt werden. 

Der in 1. Lesung beratene Gesetzentwurf (Drs. 15/5445) folgt den Empfehlungen der Task Force zur „Bekämpfung des Missbrauchs der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit". Die Einsetzung der Task Force war ein zentraler Bestandteil des 20-Punkte-Programms für mehr Wachstum und Arbeit, das Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Regierungserklärung Mitte März vorgestellt hat.

Lohn- und Sozialdumping verhindern

Damit die Ausweitung des Gesetzes wirkt, müssen die Tarifvertragsparteien bundesweit geltende Tarifverträge in den Branchen abschließen. Wegen des EU-Verbots der Ausländerdiskriminierung müssen ausländische Arbeitgeber nur dann deutsche Tarifverträge einhalten, wenn diese auch für alle deutschen Arbeitgeber der betreffenden Branche gelten. Mit der Änderung des Entsendegesetzes wird aber künftig allen Branchen die Möglichkeit offen stehen, durch die Vereinbarung tarifvertraglicher Mindestlöhne faire Arbeitsbedingungen insbesondere im Wettbewerb mit ausländischen Unternehmen und ihren entsandten ausländischen Arbeitnehmern herzustellen.

Eckpunkte des Gesetzes

Die Beschränkung auf die Baubranche soll aufgehoben und die bislang geltenden Kontrollvorschriften auf die Bedürfnisse anderer Branchen angepasst werden. Die Meldepflicht für ausländische Arbeitgeber soll durch Einsatz elektronischer Kommunikationswege erleichtert werden. Die Einhaltung der maßgeblichen tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen wird von den Zollbehörden kontrolliert.



ARBEIT
Bessere Zuverdienstmöglichkeiten

Die Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige zu einer Grundsicherung für Arbeitsuchende hat das Ziel, allen erwerbsfähigen Arbeitsuchenden bessere Chancen für eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt zu bieten. Dieser Zielsetzung folgt auch die Neuregelung der Zuverdienstmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose. Dazu haben SPD/Grüne mit CDU/CSU in 1. Lesung einen Gesetzentwurf (Drs. 15/5446 neu) vorgelegt, der darauf abzielt, den Hilfebedürftigen stärkere Anreize als bisher zur Aufnahme oder Fortsetzung einer Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu bieten. 

Entscheidender Inhalt
Der Bezugspunkt für den Freibetrag ist künftig das Bruttoeinkommen. Die bisherigen Absetzbeträge (z.B. für Werbungskosten, Beiträge zu privaten Versicherungen, Beiträge zur Riester-Rente) werden durch einen Grundfreibetrag in Höhe von 100 Euro ersetzt. Für das den pauschalen Grundfreibetrag übersteigende Einkommen werden zusätzliche prozentuale Freibeträge eingeführt:

· Bis zu einem Bruttoeinkommen von 800 Euro beträgt der prozentuale Freibetrag 20%

· Für Bruttoeinkommen über 800 Euro beträgt der zusätzliche prozentuale Freibetrag 10 %.

Die Obergrenze für die Freibeträge liegt für Hilfebedürftige ohne Kinder bei einem Bruttoeinkommen von 1.200 Euro, für alle Bedarfsgemeinschaften mit Kindern bei einem Bruttoeinkommen von 1.500 Euro.

Gemeinsame Eckpunkte

Der Gesetzentwurf geht auf den 20-Punkte-Katalog von Bundeskanzler Gerhard Schröder zurück, den er zur Fortsetzung der Agenda 2010 am 17. März vorgestellt hat. Gemeinsam mit einem Vertreter der CDU hatte sich Bundesminister Clement am 15. April 2005 auf die Eckpunkte für die Neuregelung der Zuverdienstmöglichkeiten geeinigt.




AUSSEN
Deutsch-Israelische Beziehungen 

Am 12. Mai fand die Beratung des fraktionsübergreifenden Antrags „40 Jahre diplomatische Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Israel – Im Wissen um die Vergangenheit die Zukunft gestalten“ (Drs. 15/5464) statt.

Freundschaftliche Beziehungen

Der Antrag würdigt die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Israel vor 40 Jahren am 12. Mai 1965. Dass sich die deutsch-israelischen Beziehungen 60 Jahre nach der Shoah und dem Ende des Zweiten Weltkrieges „freundschaftlich und eng" gestalten, sei keineswegs selbstverständlich.

Die Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Parlamentariergruppe, Hildegard Müller, betonte, dass besonders im gesellschaftlichen und kulturellen Bereich viele Kontakte entstanden seien. Auch in der Wissenschaft gibt es viele Kooperationen, „in denen Deutschland in Sachen Innovationsfähigkeit eine Menge von seinem israelischen Partner lernen kann“, so Müller.

Jugendbegegnungen ausbauen

Außerdem betonten alle vier Fraktionen, dass die erfolgreichen deutsch-israelischen Jugendbegegnungsprogramme weiter gefördert und ausgebaut werden sollen. Sie seien ein hervorragendes Mittel, um das Interesse junger Menschen an dem jeweils anderen Land zu wecken, Vorurteile abzubauen und Freundschaften zu stiften.

Einsatz für Frieden in Nahost

Weiterhin sieht es der Bundestag als besondere Verpflichtung Deutschlands an, sich für die Überwindung des Nahost-Konflikts einzusetzen und die Wiederbelebung des Friedensprozesses aktiv zu unterstützten. Ziel sei die Existenz zweier souveräner, lebensfähiger und demokratischer Staaten, Israel und Palästina, die in gemeinsamer Sicherheit verbunden und durch die internationale Gemeinschaft garantiert sind.




BAUEN
Stiftung Baukultur

Einstimmig hat der Deutsche Bundestag am 12. Mai 2005 den von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf über die Errichtung einer Bundesstiftung Baukultur (Drs. 15/4998, 15/5485) in geänderter Fassung verabschiedet.

Förderung der Baukultur

Zweck der Stiftung wird die Förderung der Baukultur in Deutschland sein. Dazu soll sie den mit der Initiative Architektur und Baukultur im Jahr 2000 angestoßenen Dialog über Baukultur in Deutschland dauerhaft auf Bundesebene fortsetzen und die Leistungsfähigkeit des Bau- und Planungswesens in Deutschland national wie international herausstellen. Dieser Ansatz umfasst die Gesamtheit der am Planen und Bauen Beteiligten in öffentlicher wie in privater Verantwortung. 

Die Bundesstiftung soll sich nach einer anfänglichen Anschubfinanzierung von 2,5 Millionen Euro jährlich langfristig selbst tragen, der Bundesanteil dann entsprechend zurückgeführt werden.

Regelmäßige Standortbestimmung

Vertreter aller für das öffentliche und private Planen und Bauen wesentlichen Disziplinen sollen ihre Erfahrungen in den von der Stiftung regelmäßig durchzuführenden Konvent der Baukultur einbringen. Im Sinne einer „Vollversammlung“ soll dieses Gremium eine aktuelle Standortbestimmung zur Lage der Baukultur in Deutschland vornehmen und dabei sich verändernden Rahmenbedingungen und Entwicklungen Rechnung tragen.

Ferner hat der Konvent die Aufgabe, Leistungen zu würdigen und Handlungsbedarf im Bereich der Baukultur aufzuzeigen. Dabei soll er insbesondere auch auf Fragen des Zusammenwirkens von Neu- und Altbauten, von bebauter und unbebauter Umwelt, von Denkmalschutz und Nutzerinteressen, von Naturschutz und Infrastruktur eingehen.




BILDUNG
Bologna-Prozess beschleunigen

In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag den Antrag von SPD und Grünen „Kooperation von Bund und Ländern in der Hochschulpolitik verstärken – Umsetzung des Bologna-Prozesses in Deutschland beschleunigen“ (Drs. 15/5465) beschlossen und die Unterrichtung durch die Bundesregierung „Bericht zur Realisierung der Ziele des Bologna-Prozesses“ (Drs. 15/5286) beraten.

Hochschulen wettbewerbsfähiger

Mit dem Bologna-Prozess soll die europäische Hochschullandschaft transparenter, international wettbewerbsfähiger und attraktiver werden. Der Bologna-Prozess beinhaltet die wechselseitige Anerkennung der Studienleistungen und der Abschlüsse, die Qualitätssicherung der Studiengänge und die Stärkung der Mobilität innerhalb Europas. Ein Schwerpunkt ist die Einführung eines international vergleichbaren, gestuften Graduierungssystems (Bachelor- und Masterstudiengänge). 

Prozess beschleunigen

Die Koalitionsfraktionen fordern die Bundesregierung und die Länder auf, ihre Kooperation zu verfestigen und damit den Prozess zu beschleunigen. Auf europäischer Ebene soll beispielsweise die wechselseitige Anerkennung von Studienleistungen und das Angebot von Doppeldiplomen vorangebracht werden. Im Blickpunkt sollen auch die sozialen Fragen stehen – so die Finanzierung von Auslandsstudienaufenthalten. 

Kompetenzzentrum Bologna

In Deutschland soll die Umstellung auf Bachelor- und Master-Abschlüsse weiter vorangebracht werden. Eine wichtige Rolle spielt dabei das von der Bundesregierung geförderte „Kompetenzzentrum Bologna“, das bei der Hochschulrektorenkonferenz angesiedelt ist. Hessen hatte gegen die Förderung geklagt und einen Eilantrag eingereicht, der vom Gericht einstimmig abgelehnt wurde.




FORSCHUNG
Technologische Leistungsfähigkeit 

Ausgewiesene Wirtschaftsforschungsinstitute nehmen im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung jährlich eine Bestandsaufnahme der technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands vor. Ihren Bericht zur technologischen Leistungsfähigkeit in Deutschland 2005 (Drs. 15/5300) hat das Ministerium am 13. Mai 2005 dem Bundestag vorgelegt.

Hohes Niveau

Deutsche Unternehmen gehören zu den innovativsten in Europa: Im produzierenden Gewerbe ist nur in der Schweiz der Anteil der Unternehmen mit neuen Produkten und neuen Verfahren höher als in Deutschland. Im internationalen Vergleich spielt Deutschland bei der Forschungs- und Wissensintensität der Wirtschaft ganz vorne mit. Technologisch starke Sektoren erreichen höhere Exporterfolge. 

Deutsche Unternehmen haben mit 15,6 Prozent nach den USA den zweithöchsten Welthandelsanteil an forschungsintensiven Gütern.

In Forschung und Entwicklung investieren

Im zunehmenden internationalen Innovationswettbewerb gilt es, Deutschlands technologische Stärken auf die zukünftigen Märkte auszurichten. Deshalb ist es wichtig, dass in Deutschland auch Forschung und Patentzahlen bei Spitzentechnologien wie Nachrichtentechnik, Pharmazie sowie Luft- und Raumfahrt überdurchschnittlich stark gestiegen sind. 

Der Anteil der öffentlichen und privaten Aufwendungen für Forschung und Entwicklung am deutschen Bruttoinlandsprodukt ist unter der rot-grünen Bundesregierung zwischen 1998 und 2003 von 2,31 auf 2,55 Prozent gestiegen. Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen halten an ihrer Zielsetzung fest, bis 2010 den Anteil der Forschungs- und Entwicklungsausgaben in der EU auf 3 Prozent des EU-Bruttoinlandsproduktes zu steigern.




FINANZEN
Steuervereinfachung

Steuervereinfachung erfordert sowohl gesetzliche Reformschritte als auch einen praxisgerechten und modernen Gesetzesvollzug. Mit einer Vielzahl von Maßnahmen hat die Regierungskoalition die Vereinfachung vorangetrieben. Mit dem Antrag „Steuervereinfachung im Vollzug – Vorteil für Bürger, Betriebe und Verwaltung“ (Drs. 15/5466) werden die Maßnahmen begrüßt und eine Weiterführung dieses Weges gefordert.

Vereinfachte Steuererklärung

Unter den Maßnahmen der Steuervereinfachung ist die Vereinfachte Steuererklärung besonders hervorzuheben, bei deren Einführung NRW eine Vorreiterrolle mit der Durchführung eines Pilotprojekts übernommen hatte. Der Erfolg dieses Pilotprojektes hat zum Beschluss der Finanzministerkonferenz geführt, die Vereinfachte Steuererklärung ab 1.1.2005 im gesamten Bundesgebiet zuzulassen.
Weiterführung der Maßnahmen

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefordert,:

· ihren Kurs beizubehalten und durch Abbau von Steuersubventionen und Ausnahmeregelungen sowie durch Pauschalierungen und Typisierungen das Steuerrecht zu vereinfachen.

· die Modernisierung des Lohnsteuerverfahrens voranzutreiben, mit dem Ziel, die „virtuelle Lohnsteuerkarte“ einzuführen (ElsterLohn II).

· den Abbau von Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Besitz- und Verkehrsteuern fortzusetzen.

· darauf hinzuwirken, dass die Länder in ihren Finanzämtern die Serviceangebote für die Steuerbürger weiter ausbauen.
· gemeinsam mit den Ländern dafür Sorge zu tragen, dass sich die Formulargestaltung stärker als bisher nach dem Grundsatz der Verständlichkeit orientiert. 

· darauf hinzuwirken, dass die Länder in ihren Finanzämtern bei der elektronischen Übermittlung von Steuererklärungen praktische Hilfestellungen anbieten. 



LANDWIRTSCHAFT
Wälder naturnah bewirtschaften

Der Bundestag hat am 12. Mai 2005 den Antrag der Koalitionsfraktionen „Wälder naturnah bewirtschaften – Waldschäden vermindern – Gemeinwohlfunktionen sichern und Holzabsatz steigern“ (Drs. 15/4516, 15/5356) beraten und beschlossen.

Waldzustand Besorgnis erregend

Darin wird festgestellt, dass der von der Bundesregierung vorgelegte Waldzustandsbericht 2004 Besorgnis erregend ist und deutlich den immer noch schlechten Zustand der Wälder zeigt. Trotz aller Maßnahmen hat sich dieser bisher nicht verbessert, obwohl die Waldfläche in Deutschland zugenommen hat. Dies geht trotz der Verbesserung der Luftqualität auf eine Kombination von Ursachen zurück, die auch im Bereich von Verkehr und Klimaveränderung lagen. 

Waldumbau vorantreiben

Auch der warme Sommer 2003 hat einen Beitrag dazu geleistet. Die Nutzung von Holz soll aufgrund seiner ökologischen und ökonomischen Vorteile weiter vorangetrieben werden. Dies darf aber nicht auf Kosten der Biodiversität und des naturnahen Umbaus der Wälder geschehen. Die hierzu bisher durchgeführten Maßnahmen werden begrüßt; die Bundesregierung wird jedoch zusätzlich dazu aufgefordert, durch Maßnahmen in verschiedenen Bereichen die bisherige Situation weiter zu verbessern. So soll sie ihre Anstrengungen zur Verbesserung des Klimaschutzes und der Emissionsminderung verstärken und den Waldumbau hin zu einer naturnahen Waldwirtschaft vorantreiben.

Die naturnahe Waldbewirtschaftung und der Aufbau standortgerechter Mischwälder sind wesentliche Voraussetzungen dafür, dass die Wälder ihre vielfältigen Gemeinwohlfunktionen auch weiterhin erfüllen können. 




LANDWIRTSCHAFT
Änderung Holzabsatzfondsgesetz

Der Bundestag hat am 12. Mai 2005 mit den Stimmen der Koalition in 2./3. Lesung den Gesetzentwurf zur Änderung des Absatzfonds- und Holzabsatzfondsgesetzes (Drs. 15/4641, 15/5468) beschlossen. Die Änderungen betreffen die Reduzierung der Mitgliederzahl des Verwaltungsrates des Absatzfonds, die Entflechtung der personellen Verbindung der Vertretung des Absatzfonds im Aufsichtsrat der Centralen Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft (CMA) sowie die Erstattung von Personal- und Sachkosten an die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE).

Verwaltungsaufwand niedrig halten

Anders als im Gesetzestext ursprünglich vorgesehen, soll der Holzabsatzfonds der BLE Personal- und Sachkosten nun erst im Jahr 2007 erstatten. Eine entsprechende Änderung setzten die Koalitionsfraktionen durch. Auch soll die Bundesregierung ermächtigt werden, die Bagatellgrenze von gegenwärtig 10 Euro im Kalenderjahr anzuheben, mit der der Verwaltungsaufwand bei der Abgabenerhebung niedrig gehalten werden soll. 

Zentrales landwirtschaftliches Marketing

Die Arbeit der für die Beitragserhebung zuständigen BLE soll von unabhängiger Stelle evaluiert werden. Geprüft werden soll, ob mit einer Meldepflicht der beitragspflichtigen Unternehmen die Arbeit der BLE derart vereinfacht werden könne, dass Kosten gesenkt oder die Einnahmen der Fonds vermehrt werden. 

Einig ist man sich über die Notwendigkeit eines zentralen, national wie international agierenden Marketings für die Landwirtschaft. Strittig blieb, ob nachwachsende Rohstoffe in das Marketing einzubeziehen seien.




RECHT
Schutz der Privatsphäre

In 2./3. Lesung wurde in dieser Woche der Gesetzentwurf zur akustischen Wohnraumüberwachung (Drs. 15/4533, 15/5486) beschlossen. Das Bundesverfassungsgericht hatte in einem Urteil vom März 2004 die akustische Wohnraumüberwachung für verfassungsgemäß erklärt, aber Regelungen gefordert, die den absoluten Kernbereich privater Lebensgestaltungen vor Abhörmaßnahmen schützen. Das Gericht gab dem Gesetzgeber damit auf, die alten Regelungen aus unionsregierten Zeiten neu zu gestalten. 

Die Neuregelungen:

· absoluter Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung, 

· Stärkung des Richtervorbehalts, 

· Datenschutzregelung, 

· Benachrichtigungspflichten und Ermöglichung nachträglichen Rechtsschutzes,

· Regelung für Lichtbilder und Bildaufzeichnungen, 

· Reduzierung des Katalogs der Anlassstraftaten auf besonders schwere Straftatbestände

Wahrung der Menschenwürde

Zum Schutz der Privatsphäre und zur Wahrung der Menschenwürde werden Eingriffe im Kernbereich privater Lebensgestaltung nun ausgeschlossen. Das Abhören in Privatwohnungen auf einen begründeten Verdacht hin muss sofort unterbrochen werden, wenn private Gespräche geführt werden. Es ist auch unzulässig, Berufsgeheimnisträger abzuhören. Die Schutzbereiche werden verfahrensrechtlich durch die Stärkung des Richtervorbehalts, detaillierte datenschutzrechtliche Regelungen, Benachrichtigungspflichten und die Ermöglichung eines nachträglichen Rechtschutzes für alle Betroffenen abgesichert. 

Schutz vor Kriminalität und Terror

Zur strafrechtlichen Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des Terrorismus hat sich die akustische Wohnraumüberwachung grundsätzlich als erfolgreich erwiesen.



SOZIALES
Lage behinderter Menschen 

Der am 12. Mai 2005 beratene „Bericht über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe“ (Drs. 15/4575) skizziert eine rot-grüne Erfolgsstory. Neben der Darstellung der Lebenssituation behinderter Menschen gibt der Bericht Auskunft über die Wirksamkeit der seit 1998 von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen. Betroffen von schweren Behinderungen waren Ende 2003 6,6 Mio. Menschen in Deutschland, also jeder 12. Einwohner.

Große Fortschritte bei Gleichstellung erzielt

Unter Rot-Grün wurden die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass behinderte Menschen ihr Leben so weit wie möglich in freier Selbstbestimmung gestalten können. Der Grundstein für ein bürgernahes Rehabilitations- und Teilhaberecht wurde mit dem SGB IX gelegt. 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen wurden neue Anreize geschaffen, damit Arbeitgeber verstärkt schwerbehinderte Menschen einstellen. Auch beim Thema Gleichstellung behinderter Menschen konnten große Fortschritte erzielt werden. Kernstück ist das Behindertengleichstellungsgesetz, das behinderten Menschen ermöglichen soll, selbständig und ohne fremde Hilfe ihren Alltag bewältigen zu können. 

Bessere Ausbildung und Beschäftigung

Zur Verbesserung der Ausbildungs- und Beschäftigungssituation wurde im vergangenen Herbst die Initiative „job - Jobs ohne Barrieren“ für Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen und betriebliche Prävention erfolgreich gestartet. Das Ziel der vollständigen Teilhabe ist Bestandteil der Agenda 2010. Weitere Schritte zur Verbesserung der Lebenssituation behinderter Menschen sind geplant.




SOZIALES
Gerechte Umsetzung des Urteils

Im Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) sind die rentenrelevanten Entgelte für Personen in leitenden Positionen der DDR mit besonders hohen Verdiensten begrenzt worden. Die Karlsruher Richter hatten die noch von der CDU/CSU-geführten Bundesregierung entwickelte Regelung als unvereinbar mit dem Gleichheitsgebot des Grundgesetzes bezeichnet. 

Dem Gesetzgeber wurde die Möglichkeit eingeräumt, dies bis zum 30. Juni 2005 zu ändern. Andernfalls würde die bisherige Regelung nichtig.

Gerechte Umsetzung des Urteils

Für die Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) und des Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) gilt jedoch nach wie vor eine Begrenzung der für die Rentenberechnung heranzuziehenden Entgelte - dies hat das Bundesverfassungsgericht mehrfach bestätigt. 

Mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes (Drs. 15/5315), der am 12. Mai 2005 von den Fraktionen von SPD und Grünen in 1. Lesung in den Bundestag eingebracht wurde, werden die Regelungen zur Begrenzung des bei der Rentenberechnung berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts neu gefasst. Dies hat zur Folge, dass es auch für diejenigen Personen zu einem Wegfall der Entgeltbegrenzung kommt, die in der DDR gegenüber Mitarbeitern der Staatssicherheit rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren.

Mit der beabsichtigten Regelung werden Personen in politisch verantwortlichen Tätigkeiten in der DDR von der Entscheidung durch das Bundesverfassungsgericht ausgenommen; deutliche Rentensteigerungen und entsprechende Nachzahlungen für diesen Personenkreis werden so vermieden. 




UMWELT
Kyoto: Neue flexible Instrumente

Die Fraktionen von SPD und Grünen haben am 13. Mai 2005 in 1. Lesung den Entwurf eines „Gesetzes zur Einführung der projektbezogenen Mechanismen nach dem Protokoll von Kyoto“ (Drs. 15/5447) in den Bundestag eingebracht.

Flexible Mechanismen

Das Kyoto-Protokoll zum weltweiten Klimaschutz sieht mit den Joint Implemantation (JI, Gemeinsame Projektdurchführung) und den Clean Development Mechanism (CDM, Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung) innovative Instrumente vor. Diese sogenannten „flexiblen Mechanismen“ eröffnen zusätzliche Optionen, Treibhausgase einzusparen. Aus globaler Sicht ist es zweitrangig, wo die Emissionsreduzierungen erreicht werden - solange eine tatsächliche Verringerung der Emissionen erreicht wird. 

Joint Implemantation

Durch die flexiblen Mechanismen erhalten Unternehmen, die dem Emissionshandel unterliegen, zwei weitere Reduktions-möglichkeiten. Sie können in Bereichen, die nicht dem Emissionshandel unterliegen oder in Ländern, die nicht am Emissionshandel teilnehmen, wohl aber Emissionsminderungen erbringen müssen, Treibhausgase einsparen helfen und dafür Emissions-Zertifikate erhalten. 

Clean Development Mechanism

Oder Unternehmen können solche Maßnahmen in Entwicklungsländern durchführen und dort zu einer ökologisch verträglichen Entwicklung beitragen. Auch dafür erhält es Emissions-Zertifikate. 

Das Projekt-Mechanismen-Gesetz regelt Verfahren und Voraussetzungen für die Zustimmung zu Projekten und schafft die Rahmenbedingungen für die Durchführung von Projekttätigkeiten im Sinne des Kyoto-Protokolls. Neben dem Emissionshandel sollen die flexiblen Mechanismen zur kosteneffizienten Verringerung von Treibhausgasemissionen beitragen.


 
UMWELT
Emissionsminderung Mobilfunk

Am 12. Mai wurde der „Bericht der Bundesregierung über die Forschungsergebnisse in Bezug auf Emissionsminderungs-möglichkeiten der gesamten Mobilfunk-technologie und in Bezug auf gesundheitliche Auswirkungen“ im Plenum vorgestellt (Drs. 15/4604).

Gesundheitsrisiken durch Mobilfunk?

2002 hatte der Deutsche Bundestag die Bundesregierung gebeten, alle zwei Jahre, erstmals 2004, einen Bericht der aktuellen Forschungsergebnisse vorzulegen (Drs. 14/8584). Dies betrifft vor allem die Forschung in Bezug auf Emissionsminderungs-möglichkeiten der gesamten Mobilfunk-technologie (u.a. Handy-Endgeräte, Minderung der Strahlungswirkung durch Headsets und Mobilfunksendeanlagen) sowie zu gesundheitlichen Auswirkungen. Vor allem sollen eventuelle langfristige Wirkungen elektromagnetischer Felder z.B. auf Entstehung und Verlauf von Krebserkrankungen sowie auf die kognitiven Fähigkeiten (wie Gedächtnis, Konzentrationsfähigkeit oder Lernfähigkeit) beim Menschen erfasst und überprüft werden.

Forschungsvorhaben

In ihrem Bericht stellt die Bundesregierung ihre Forschungsaktivitäten vor: Viele der Vorhaben im Rahmen des „Deutschen Mobilfunk-Forschungsprogramms“ begannen erst in den letzten Monaten, einige befinden sich noch in der Ausschreibung. Fünf Projekte sind abgeschlossen und für zwei liegen bereits bewertete Abschlussberichte vor.

Bislang kein Handlungsbedarf

Bislang zeigen die Ergebnisse keinen Handlungsbedarf hinsichtlich einer Senkung der in der Bundes-Immissionsschutzverordnung geltenden Grenzwerte für elektromagnetische Strahlung auf.




VERKEHR
Änderung Eisenbahngesetz

Am 12. Mai 2005 fand im Plenum die 1. Lesung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines „Ersten Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes“ (Drs. 15/5408) statt.

Öffnung des Schienenwegenetzes

Der Entwurf dient der Umsetzung einer europäischen Richtlinie in deutsches Recht, die auf die Entwicklung der Eisenbahnunternehmen der Europäischen Gemeinschaft abzielt. Durch die neuen Regelungen soll eine Öffnung des Schienenwegenetzes für den nationalen und internationalen Schienengüterverkehr sowie für die Kabotage erreicht werden. 

Zeitplan

Der Zeitplan sieht für die Öffnung zwei Stufen vor: Ab dem 1. Januar 2006 erhalten Eisenbahnverkehrsunternehmen einen uneingeschränkten Zugang zunächst im grenzüberschreitenden Güterverkehr. Ab dem 1. Januar 2007 folgt dann der Zugang für den gesamten Güterverkehr. Somit ist der Eisenbahngüterverkehr 2007 vollständig liberalisiert.
Zuständigkeiten bleiben

Nach geltender Rechtslage sind für Eisenbahnen des Bundes grundsätzlich das Eisenbahn-Bundesamt und für nichtbundeseigene Eisenbahnen die Länder als Aufsichts- und Genehmigungsbehörde zuständig. Diese Zuständigkeiten bleiben erhalten. 

Allerdings wird aufgrund der zu erwartenden Zunahme des Schienenverkehrs für das Eisenbahn-Bundesamt mit einem höheren Verwaltungsaufwand in Form von Personal- und Sachmitteln gerechnet.




VERKEHR
Maritimen Standort stärken

Am 12. Mai 2005 hat der Bundestag den Antrag der Koalitionsfraktionen „Maritimen Standort Deutschland stärken – Innovationskraft nutzen" (Drs. 15/5417) mehrheitlich angenommen. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass die maritime Wirtschaft als herausragender High-Tech-orientierter Wirtschaftszweig mit hoher Innovationskraft durch die Politik gestärkt wird. 

Maritime Konferenzen

Wir wollen mit einem Bündel von Maßnahmen die Rahmenbedingungen für den maritimen Standort deutlich verbessern. Die Ergebnisse der Maritimen Konferenzen, die Bundeskanzler Gerhard Schröder ins Leben gerufen hat, können hier wegweisend sein. Tonnagesteuer, Lohnsteuereinbehalt, Ausbildungsplatzförderung, neue Schiffsbesetzungsordnung und die Schiffssicherheitsanpassung zeigen bereits positive Wirkungen für den Schifffahrtsstandort. 

Der Schifffahrtsstandort boomt: Die Branche kann auch in 2005 mit einer Umsatzsteigerung von 15 Prozent auf 16 Milliarden Euro rechnen.

Leistungsfähige Verkehrsanbindungen

Notwendig sind leistungsfähige Verkehrsanbindungen seewärtig wie auch zu den Wirtschaftszentren im Hinterland. Es ist daher unerlässlich, dass wir die 15 geplanten Einzelprojekte als Zufahrten zu den Häfen zügig ausbauen. Denn über die deutschen Häfen wird rund 90 Prozent unseres interkontinentalen und 35 Prozent unseres innereuropäischen Warenaustausches abgewickelt. Die deutschen Seehäfen sind damit von enormer Bedeutung für unseren Außenhandel.

Für eine dauerhafte Stärkung des maritimen Standorts müssen sich aber auch die Länder und die Wirtschaft den aktuellen Herausforderungen in gemeinsamer Anstrengung stellen.
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„Es ist ein Europa, das Demokratie mit wirtschaftlicher Produktivität und sozialer Solidarität zu einem ganz eigenen Gesellschaftsmodell verknüpft. Es ist ein Europa, das sich als soziale, wirtschaftliche, kulturelle und politische Gemeinschaft begreift.“





Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Regierungserklärung am 12.5. im Bundestag





Herausgeberin:


SPD-Bundestagsfraktion


Petra Ernstberger, MdB


Parlamentarische Geschäftsführerin


Platz der Republik 1


110 11 Berlin





Redaktion und Texte:


Kerstin Villalobos, Barbara Braun, Conny Gatzweiler, Katja Lass, Raphael Neuner, Vera Nicolay, Stefan Schutz, Gün Tank


redaktion@spdfraktion.de


Telefon: 030-227-53048





Redaktionsschluss: 13. Mai 2005, 12 Uhr








impressum











FRAKTION DER SPD IM DEUTSCHEN BUNDESTAG

FRAKTION DER SPD IM DEUTSCHEN BUNDESTAG
11
www.spdfraktion.de


